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1
Problemstellung

Auf bundespolitischer Ebene hat es in den
letzten Jahren fast keine gleichstellungs-
politischen Initiativen mehr gegeben. Fa-
milienpolitik hat dagegen einen großen
Aufschwung erlebt. Rechtfertigt der Stand
der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern, Gleichstellungspolitik zurückzustel-
len? Auf Basis einer knappen Analyse wird
im Abschnitt 2 die Gleichstellungssituation
in Deutschland eingeschätzt: Wo hat es
Fortschritte gegeben, wo zeigen sich Stag-
nationstendenzen oder gar Rückschritte?
Ich werde im Rahmen dieser Betrachtung
begründen, dass eine Gleichstellungspoli-
tik, die über Vereinbarkeitsförderung hin-
ausgeht, erforderlich ist, um die soziale Un-
gleichheit von Frauen und Männern zu
überwinden.

Abschnitt 3 behandelt Entwicklungen,
die die Gleichstellungspolitik vor neue
Herausforderungen stellen. Ökonomische
Umbrüche, die auch eine zunehmende Dif-
ferenzierung innerhalb der Genusgruppen
mit sich bringen, erschweren eine solidari-
sche Politik, die sich an der Geschlechter-
frage orientiert. Infolge der wachsenden
sozialen Ungleichheit stellt sich die Ge-
schlechterfrage in modifizierter Weise:Ver-
schiedene ungleichheitsrelevante Dimen-
sionen überlagern sich und machen diffe-
renzierte Politikkonzepte erforderlich.

Anschließend (Abschnitt 4) wird die ak-
tuelle Familienpolitik unter die Lupe ge-
nommen. Ihr Ziel, die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu verbessern, ist seit
Langem auch ein gleichstellungspolitisches
Anliegen. Nun wurden oft geforderte Ver-

Gleichstellung, bei der Bildung, in den Ein-
stellungen zu Geschlechterrollen sowie in
der politischen Repräsentation gegeben:

(1) Die rechtliche Gleichstellung von 
Frauen und Männern ist in Deutschland
weitgehend vollzogen (zur Entwicklung
vgl. Berghahn 2003). Darüber hinaus be-
stehen gesetzliche Regelungen für einzelne
Bundesländer oder Behörden, die auf die
Förderung von Frauen zielen, um histo-
risch überkommene Nachteile zu kompen-
sieren. Beispiele dafür sind das Bundes-
gleichberechtigungsgesetz und die Gleich-
stellungsgesetze einiger Bundesländer.Ver-
gleichbare Gesetze gibt es für die private
Wirtschaft nicht. Auch darf das Geschlecht
nach dem Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) kein Grund für Un-
gleichbehandlung sein.

(2) Die traditionelle Ungleichheit im Bil-
dungsniveau von Frauen und Männern
macht sich heute fast nur noch bei den äl-
teren Kohorten bemerkbar. Bei den schuli-
schen Abschlüssen haben Frauen Männer
sogar überholt, bei den beruflichen Ab-
schlüssen hat sich das Niveau immer weiter
angeglichen. So hatten 2004 knapp 50 %
der Frauen gegenüber gut 51 % der Män-
ner eine Lehr- oder Anlernausbildung.
Beim Fach-/Hochschulabschluss liegen
Frauen zwischen 30 und 35 Jahren noch
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besserungen in Gesetzesform gegossen (Ta-
gesbetreuungsausbaugesetz, Elterngeld).
Weitere Projekte sind mit dem Ausbau von
Ganztagsschulen und zusätzlichen Krip-
penplätzen anvisiert. Dass die neue Famili-
enpolitik geschlechterpolitisch nicht neu-
tral ist, lässt schon der Widerstand konser-
vativer Kreise, beispielsweise gegen die
„Vätermonate“ beim Elterngeld, vermuten.
Frauenpolitikerinnen sehen dagegen die
Gefahr, dass gleichstellungspolitische An-
liegen durch die Fokussierung auf das 
Vereinbarkeitsthema verdrängt werden.Wo
liegen die Potenziale, aber auch die Gren-
zen der Familienpolitik in gleichstellungs-
politischer Hinsicht? Das Fazit (Abschnitt
5) fasst Schnittmengen beider Politiken zu-
sammen und unterstreicht den Bedarf an
umfassenden Gleichstellungsansätzen.

2
Gleichstellung der 
Geschlechter 
in Deutschland

2.1 ANGLEICHUNGSPROZESSE

Unzweifelhaft haben in den letzten Jahr-
zehnten Veränderungen in den Geschlech-
terverhältnissen in Deutschland stattge-
funden. Wer nur darauf schaut, läuft aller-
dings Gefahr, die Fortschritte in Bezug auf
die Gleichstellung von Frauen und Män-
nern zu überschätzen, auch wenn die An-
gleichungsprozesse trotz ihrer Begrenztheit
für die Chancen von Frauen auf ein gleich-
berechtigtes Leben bedeutsam sind. We-
sentliche Fortschritte in Bezug auf die
Gleichstellung von Frauen und Männern
hat es vor allem in Bezug auf die rechtliche
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unter dem Anteil der Männer, die unter 30-
jährigen Frauen haben dagegen auch hin-
sichtlich dieses Kriteriums die Männer
überholt (Bothfeld et al. 2005, S. 67).

(3) Die Einstellungen zu den Geschlechter-
rollen haben sich modernisiert. Die tradi-
tionelle Arbeitsteilung der Geschlechter be-
fürworteten 2004 nur noch 40 % der West-
deutschen gegenüber 70 % im Jahr 1982,
und nur 17 % der Ostdeutschen (Statis-
tisches Bundesamt 2006, S. 520). Junge
Frauen können sich heute selbstverständli-
cher für unterschiedliche Lebenswege ent-
scheiden. Die Präsentation des traditionel-
len Frauenbildes in Medien und Öffent-
lichkeit hat sich abgeschwächt. Jedoch sind
die Fortschritte mit Rückschritten gepaart,
traditionelle Bilder sind teilweise wieder
auf dem Vormarsch.

(4) Die politische Repräsentanz von Frau-
en hat sich – insbesondere seit der Ein-
führung von Quotenregelungen bei eini-
gen Parteien und Gewerkschaften – deut-
lich verbessert. Der Anteil von Frauen im
deutschen Bundestag hat sich langfristig
erhöht, auch wenn er in der gegenwärtigen
Legislaturperiode auf 31,6 % geringfügig
abgesunken ist. Mit einem Frauenanteil
von 37,5 % in der Regierung liegt Deutsch-
land hinter den skandinavischen Ländern
auf einem der vorderen Plätze in Europa.

Diesen positiven Veränderungen stehen
äußerst zähe, langsame Entwicklungen,
Stagnationsprozesse und teilweise Rück-
schritte in anderen entscheidenden Berei-
chen gegenüber. Vor allem materielle Res-
sourcen und ökonomische Macht sind
noch extrem ungleich verteilt, wie im näch-
sten Abschnitt gezeigt wird. Den meisten
Frauen ist das auch bewusst (Institut für
Demoskopie Allensbach 2006).1

2.2 WIDERSPRÜCHLICHE 
FORTSCHRITTE, STAGNATION,
RÜCKSCHRITTE

Ich werde mich im Folgenden auf Gleich-
stellung im Erwerbsleben konzentrieren.
Gleichstellung in diesem Bereich ist ein
Kernelement der Überwindung sozialer
Ungleichheit, da in Industriegesellschaften
der Erwerb des Lebensunterhalts, die so-
ziale Sicherung, aber auch die gesellschaft-
liche Integration wesentlich über Erwerbs-
arbeit erfolgt. Daneben sind für eine um-
fassende Einschätzung des Standes der

Gleichstellung natürlich weitere Fragen,
wie etwa Absicherung von sozialen Risiken,
Gewalt gegen Frauen, Frauengesundheit,
bedeutungsvoll.

ERWERBSTÄTIGKEIT: ZUNAHME MIT
PROBLEMEN

Obwohl Frauen den Bildungsvorsprung
der Männer weitgehend aufgeholt haben,
können sie ihre Bildungserfolge2 nur un-
zureichend in entsprechende Erwerbsposi-
tionen umsetzen. Das hat qualitative und
quantitative Seiten. So ist zwar einerseits
die Zahl der erwerbstätigen Frauen stetig
gestiegen, die Erwerbstätigenquote beträgt
nun für Frauen 59,5 % (2005, Mikrozen-
sus). Der geschlechtsspezifische Unter-
schied ist immer noch groß, aber im Laufe
der Jahre geringer geworden.

Einige Probleme kommen in der stei-
genden Quote nicht zum Ausdruck. So ver-
deckt die gesamtdeutsche Zahl, dass die Er-
werbstätigenquote der Frauen im Westen
angestiegen, im Osten entgegen dem ge-
samtdeutschen Trend aber zurückgegan-
gen ist. Frauen wären hier gern viel häufi-
ger beruflich tätig. Das Gleiche gilt für
Mütter kleiner Kinder. Mangelnde Kinder-
betreuungsmöglichkeiten und unpassende
Arbeitszeiten führen dazu, dass ein großer
Teil der Mütter entgegen ihren Wünschen
einige Jahre nach der Geburt eines Kindes
nicht erwerbstätig ist (OECD 2001).

Darüber hinaus ist die Erwerbstätigen-
quote ein unzureichender Gradmesser, um
die Teilhabe von Frauen an Erwerbsarbeit
zu messen (Beckmann 2003; Rüling in die-
sem Heft). Die Dauer der Arbeitszeit muss
ebenfalls einbezogen werden. Das Arbeits-
volumen von Frauen ist seit 1991 nicht ge-
wachsen, weil eine steigende Zahl von
Frauen ein sogar leicht gesunkenes Ar-
beitsvolumen unter sich aufteilt (Wanger
2005). Die Zunahme der Frauenerwerbs-
tätigkeit entpuppt sich zu einem Teil als
Zunahme von nicht existenzsichernder
Teilzeitarbeit einschließlich Minijobs. Das
Arbeitsvolumen ist gleichstellungspolitisch
nicht ohne Bedeutung: Im internationalen
Vergleich geht ein geringer Anteil von
Frauen am gesamtwirtschaftlichen Arbeits-
zeitvolumen mit einer geringen Zahl weib-
licher Führungskräfte einher und umge-
kehrt (Funke/Suder 2007).

Auch die qualitative Seite der Arbeit
lässt häufig zu wünschen übrig. Die ge-
schlechtsspezifische Segregation konnte so
gut wie nicht abgebaut werden (EU-Kom-

mission 2007). Frauen sind nicht selten in
beruflichen Sackgassen beschäftigt. Ein Teil
der Beschäftigungsverhältnisse ist prekär
(Abschnitt 3.2).

EINKOMMENSUNTERSCHIEDE 
GRAVIEREND 

Der geschlechtsspezifische Einkommensab-
stand („gender pay gap“) hat sich seit Be-
ginn der 1990er Jahre nur noch langsam –
um 0,6 bis 6 Prozentpunkte je nach zugrun-
degelegter Datenquelle – verringert (Both-
feld et al. 2005, S. 262f.). In Ostdeutschland,
wo der geschlechtsspezifische Abstand ge-
ringer ist, stagniert die Entwicklung. Beson-
ders problematisch ist, dass der Einkom-
mensunterschied zwischen Frauen und
Männern gerade dort am höchsten ist, wo
die Beschäftigtenanteile zunehmen: bei den
Angestellten, darunter bei den höher Quali-
fizierten. Dadurch ist der gesamtdeutsche
Durchschnitt insgesamt im europäischen
Vergleich auch sehr hoch (Abbildung 1). Er
beträgt 22 bis 26 % (je nach Quelle: EU-
Kommission 2007; Jurczak/Hurley 2007).

Im gender pay gap kommen mehrere
Faktoren zusammengefasst zum Ausdruck.
Die sich kaum verändernde geschlechts-
spezifische Segregation, das heißt die Vertei-
lung von Frauen und Männern auf Bran-
chen und Tätigkeiten, wirkt sich stark 
zulasten der durchschnittlichen Frauenein-
kommen aus: Frauen arbeiten überwie-
gend dort, wo weniger verdient wird (Both-
feld et al. 2005, S. 256ff.). Auch das Tarif-
system ist mit den zugrunde liegenden Be-
wertungen von Arbeitstätigkeiten nicht
geschlechtsneutral (Bundesregierung 2002).
„Frauentypische“ Lebensläufe mit fami-
lienbedingten Erwerbsausstiegen, Teilzeit-
phasen und nicht qualifikationsgerechter
beruflicher Tätigkeit sind mit großen Ein-
bußen im Lebenserwerbseinkommen ver-
bunden (Klammer 2007).

Daneben wirkt sich die vertikale Segre-
gation einkommensmindernd für Frauen
aus. Frauen sind häufig auf den unteren
und mittleren Ebenen der betrieblichen

1 Nur 28 % der Frauen, aber 49 % der Männer hal-
ten die Gleichberechtigung weitgehend für ver-
wirklicht. 

2 Zugleich gibt es im Bereich der Bildung erhebliche
Probleme, wie den mangelnden Zugang von 
Frauen zu Ausbildungsplätzen, die geschlechts-
spezifischen Ausbildungswege (duales System und
vollzeitschulische Ausbildungen), auf die hier nicht
eingegangen werden kann.
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und damit auch Einkommenshierarchie
tätig. Bis in Spitzenpositionen gelangen sie
nur selten (Bender/Lewerenz 2006; Holst/
Schrooten 2006; Holst/Stahn 2007; Bun-
desregierung 2006). Die höchsten Positio-
nen in der Wirtschaft sind fast frauenfrei.

Da diese strukturellen Faktoren nicht
den gesamten geschlechtsspezifischen Un-
terschied erklären, muss auch auf eine 
Einkommensdiskriminierung3 von Frauen
geschlossen werden. Im Durchschnitt er-
halten Frauen auch im selben Beruf 22 %
weniger als ihre männlichen Kollegen
(WSI-Frauenlohnspiegel).4

UNTERSCHIEDE IN DEN ARBEITS-
ZEITEN VERGRÖßERN SICH

Bei den durchschnittlichen Arbeitszeiten
ist die Schere zwischen den Geschlechtern
in den letzten Jahren weiter auseinanderge-
gangen und beträgt mehr als zehn Stunden
pro Woche: Erwerbstätige Männer arbeiten
knapp 41, Frauen rund 30 Stunden durch-
schnittlich pro Woche (2005).5 Zwar sind
dafür heute mehr Frauen überhaupt er-
werbstätig; ein Teil von ihnen würde ohne
Teilzeitarbeit, mit der Familie und Beruf
vereinbart wird, eventuell ganz außerhalb
des Arbeitsmarktes stehen.

Auch wenn der Anspruch auf Teil-
zeitarbeit nach dem Teilzeit- und Befris-
tungsgesetz 2001 im Sinne erweiterter Op-
tionalität für abhängig Beschäftigte sinn-
voll ist, ist doch die Zunahme der Teilzeit-
arbeit als eine von Frauen dominierte
Form der Erwerbstätigkeit keineswegs un-
problematisch für deren Gleichstellung.
Mit Teilzeitarbeit sind nicht nur von der
absoluten Höhe her meist nicht existenz-
sichernde Einkünfte verbunden. Auch re-
lativ – umgerechnet auf Stundenlöhne –
sind Teilzeitbeschäftigte und Minijober
überproportional von niedrigen Löhnen
betroffen (Weinkopf/Kalina 2006). Teil-
zeitbeschäftigte verdienen durchschnitt-
lich 4 € weniger pro Stunde als Vollzeitbe-
schäftigte (StBA 2007). Ob hierfür nur
strukturelle Effekte verantwortlich sind –
etwa, in welchen Segmenten überhaupt
Teilzeitarbeit angeboten wird, – oder in-
wieweit Teilzeitbeschäftigte diskriminiert
werden, ist bislang unzureichend er-
forscht.

Problematisch für die Gleichstellung ist
ebenfalls, dass Teilzeitarbeit für eine Verän-
derung der innerfamilialen Arbeitsteilung
wenig Chancen bietet: In Paarhaushalten
mit Teilzeit beschäftigten Frauen haben
Männer keine weiteren Anteile an der Fa-

milienarbeit übernommen (Rüling in die-
sem Heft; Kratzer et al. 2005).

Statt der von frauenpolitischer Seite ge-
forderten Arbeitszeitverkürzung für alle,
die lange Zeit als Schlüssel zu einer gleich-
berechtigten Teilhabe von Frauen am Er-
werbsleben und von Männern an der Fa-
milie angesehen wurde, ist die geschlechts-
spezifische Polarisierung der Arbeitszeiten
immer größer geworden. Die durchschnitt-
lichen Arbeitszeiten der Männer steigen
wieder an, die Arbeitszeiten von Frauen ge-
hen im Durchschnitt immer weiter zurück
(Bothfeld et al. 2005). Von geschlechterge-
rechten Arbeitszeiten im Rahmen eines
Zweiverdienermodells kann bisher keine
Rede sein (Klenner/Pfahl 2007).

Dabei ist die Verbreitung von Teilzeit-
arbeit keineswegs nur auf Vereinbarkeits-
probleme zurückzuführen, sie wird viel-
mehr von Arbeitgebern auch zur Kostenre-
duktion und Arbeitszeitflexibilisierung
eingesetzt. Viele Teilzeitbeschäftigte arbei-
ten weniger Stunden als gewünscht. Der ge-
schlechtsspezifische Unterschied in den Ar-
beitszeiten wäre bei Weitem nicht so groß,
wenn die tatsächlichen Arbeitszeiten den
Arbeitszeitwünschen entsprechen würden
(Holst 2007). Ein beträchtlicher Teil der
Teilzeitarbeit (in Ostdeutschland rund die
Hälfte) ist gänzlich unfreiwillig.

2.3 NOCH LÄNGST KEINE 
GLEICHSTELLUNG – 
HANDLUNGSBEDARF BLEIBT

Der knappe Überblick zeigt, dass der Stand
der Gleichstellung von Frauen und Män-
nern keineswegs rechtfertigt, Gleichstel-
lungspolitik zurückzustellen. Eine Anglei-
chung lässt sich vorwiegend im politischen
und rechtlichen Bereich und im Denken
konstatieren.Angleichungsprozesse im Be-
reich der Erwerbsarbeit vollziehen sich nur
langsam und sind widersprüchlich. Das
zeigt sich beispielsweise am Wachstum der

3 Je nach zugrunde gelegter Datenquelle liegt 
der Diskriminierungsanteil am Einkommensunter-
schied in Westdeutschland bei 12 bis 32 %, in
Ostdeutschland bei 11 bis 24 % (Bothfeld et al.
2005).

4 Im Rahmen des WSI-Lohnspiegels konnten bisher
68.000 Einträge in einer Online-Umfrage ausge-
wertet werden, vgl. http://www.boeckler.de/cps/
rde/xchg/SID-3D0AB75D-96BC1202/hbs/hs.xsl/
320_85262.html 

5 Normalerweise geleistete Arbeitszeit; Quelle: Mi-
krozensus. 
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chung“ der gesellschaftlichen Organisation
von Arbeit einher. Damit sind Prozesse
umschrieben wie Ausrichtung am Kunden,
flexible bedarfsgerechte Personalanpas-
sung, flexible Arbeitszeitorganisation („at-
mende Fabrik“), ergebnis- und erfolgs-
orientierte Leistungspolitik sowie eine Ar-
beitsorganisation, die „unternehmerisches
Handeln“ von einzelnen Beschäftigten for-
dert. Von den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern werden Verhaltensweisen ge-
fordert, die dem sogenannten „Arbeits-
kraftunternehmer“ eigen sind, einem Ty-
pus, der künftig vermehrt gefragt sein
könnte: unter Bedingungen entgrenzter
Arbeit kontrolliert und ökonomisiert der
Arbeitskraftunternehmer sich selbst, so-
dass schließlich die gesamte Lebensfüh-
rung „verbetrieblicht wird“ (Jurczyk/Voß
2000).

Empirische Untersuchungen zeigen,
dass „der Arbeitskraftunternehmer deut-
lich weiblich konnotiert ist“ (Voß/Weiß
2005, S. 79). Voß und Weiß beobachten bei
qualifizierten weiblichen Angestellten eine
auffallende „private und berufliche Reflek-
tiertheit“, mit der sie „unterschiedliche,
auch konfligierende Ansprüche an ihre
Tätigkeit gezielt in eine flexible Berufsstra-
tegie“ (ebd. S. 80) umsetzen. Der auch als
„Subjektivierung“ der Arbeit beschriebene
Neuzuschnitt der Arbeitsanforderungen
bedingt offenbar – trotz ökonomischer
Zwänge und zunehmender Entgrenzungs-
tendenzen – auch Chancen für Autonomie
in der Arbeit und ist für Frauen zum Teil at-
traktiv.

Angesichts der gewachsenen Qualifika-
tion und der Leistungsbereitschaft von
Frauen wollen Betriebe zunehmend auf
dieses Potenzial nicht mehr verzichten, al-
len Geschlechterstereotypen zum Trotz. Er-
gebnisse qualitativer Forschung deuten
darauf hin, dass Frauen in bestimmten be-
ruflichen Segmenten weitgehend ohne di-
rekte Gleichstellungspolitik Chancen auf
interessante berufliche Herausforderungen
und auch auf beruflichen Aufstieg haben.
So könnten sich mit dem Strukturwandel
von Arbeit auch die verfestigten Ungleich-
heitslinien zwischen den Geschlechtern im
Erwerbssystem lockern. „Parallel laufend

erwerbstätigkeit und für die Ausbreitung
von Teilzeitarbeit ebenso wie für die Ein-
kommensminderungen durch frauentypi-
sche Erwerbslebensverläufe. Doch die man-
gelnde Vereinbarkeit erklärt bei Weitem
nicht alles: Diskriminierung bei den Ein-
kommen, Unterbewertung von typischer
Frauenarbeit, die „gläserne Decke“, die
Frauen völlig unabhängig vom Vorhanden-
sein von Kindern am Aufstieg hindert, sind
Beispiele für Ursachen von Geschlechter-
ungleichheit, denen mit Vereinbarkeitsför-
derung nicht beizukommen ist. Deshalb ist
wichtig, Gleichstellungspolitik mit einem
umfassenden Ansatz (wieder) auf die poli-
tische Agenda zu setzen. Das gilt auch des-
halb, weil sich neue Herausforderungen für
Gleichstellungspolitik entwickelt haben.

3
Neue Herausforderungen
für Gleichstellungspolitik

In den letzten Jahren sind die Unterschiede
zwischen Frauen größer geworden. Das ist
zum einen durch die insgesamt zuneh-
mende soziale Ungleichheit in Deutschland
bedingt, zum anderen spielen auch Plura-
lisierungsprozesse eine Rolle. Die Spann-
weite dessen, was Frauen verdienen, wie
lange sie arbeiten und welche beruflichen
Chancen sie haben, ist heute beträchtlich
(Bothfeld et al. 2005). Verschiedene un-
gleichheitsrelevante Dimensionen – Klasse
und Schicht, Herkunft und Wohnort, dar-
unter auch Ost-West-Differenzen, Alter
oder Behinderung – überlagern und ver-
schränken sich in ihrer Wirkung (Gott-
schall 2000). Zu den differenzierenden
Merkmalen könnte künftig verstärkt das
Kriterium gehören, ob Beschäftigte Fürsor-
geverantwortung wahrnehmen, wie im
nächsten Abschnitt sichtbar wird.

Im Folgenden wird auf Umbruchpro-
zesse in der Arbeit hingewiesen, die ge-
gensätzliche Wirkungen auf verschiedene
Gruppen von Frauen haben: Für einige ent-
stehen Chancen, wenn auch riskante, für
andere gestalten sich Arbeits- und Lebens-
bedingungen zunehmend prekär. Das stellt
Gleichstellungspolitik vor neue Fragen.

3.1 RISKANTE CHANCEN FÜR DIE 
EINEN

Der „Umbruch in der Arbeit“ (Sauer 2005)
geht mit einer „forcierten Vermarktli-

Frauenerwerbstätigkeit in Beschäftigungs-
segmenten, in denen schlecht verdient
wird, sodass der geschlechtsspezifische Ein-
kommensabstand selbst bei Vollzeit erheb-
lich ist. Es zeigt sich am Anachronismus des
faktischen Ausschlusses von Frauen aus
höheren ökonomischen Entscheidungs-
funktionen.

Widersprüchliche Folgen hat das Zu-
sammenfallen von Emanzipationsbestre-
bungen von Frauen und ökonomischen In-
teressen. Frauen wollen zunehmend er-
werbstätig sein und bekommen doch nicht
selten nur einen Minijob oder Teilzeitarbeit
mit geringer Stundenzahl, da diese Jobs
Personaleinsatzstrategien entgegenkom-
men. So nimmt zwar die Erwerbstätigkeit
von Frauen zu, aber oft in Gestalt nicht exis-
tenzsichernder Arbeit. Diese Form der Er-
werbsintegration gewährt keine ökonomi-
sche Autonomie und sie stellt die traditio-
nelle häusliche Arbeitsteilung nicht infrage.

Der Blick darauf, dass die Erwerbs-
tätigkeit von Frauen steigt, reicht auch kei-
neswegs aus, denn er verbirgt, dass ein
nicht geringer Teil der Frauen langzeitar-
beitslos ist und durch die Sozialgesetzge-
bung in Abhängigkeit vom Partner leben
muss.

So muss der gleichstellungspolitische
Blick nicht nur auf eine steigende Frauen-
erwerbstätigkeit und verringerte Arbeits-
losigkeit gerichtet werden, sondern vor al-
lem auf die Qualität der Erwerbsintegra-
tion von Frauen. Das bedeutet vor allem6

– die Einkommensfrage zentral zu behan-
deln: Diskriminierungen aufzudecken und
zu beseitigen und Arbeitstätigkeiten ge-
schlechtergerecht neu zu bewerten,
– die geschlechtsspezifische Segregation
der Tätigkeitsfelder – nach Berufen, Bran-
chen, Hierarchieebenen – wieder stärker zu
thematisieren und auf ihre Auflösung hin-
zuwirken,
– ein Konzept für geschlechtergerechte Ar-
beitszeiten im Rahmen eines Zweiverdie-
nermodells zu entwickeln, dabei die Vor-
schläge zu lebenslaufbezogenen Arbeitszei-
ten zu nutzen und auf eine sozialpolitische
Absicherung von Lebensphasen zu drin-
gen.

Welche Rolle spielt hierfür eine Politik der
besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf? Einige der skizzierten Ungleichgewich-
te haben auch mit der schwierigen Verein-
barkeit von Familie und Beruf zu tun. Das
gilt für die Behinderung der Mütter-

6 An dieser Stelle kann nicht auf eine Ursachenana-
lyse sowie auf die zahlreichen vorliegenden Kon-
zepte und Lösungsvorschläge zu einzelnen gleich-
stellungspolitischen Themen eingegangen werden
(vgl. u.a. Bundesregierung 2002).
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werden aber die ungleichheitsrelevanten
Folgen der im gegenwärtigen Erwerbs-
system ausgeblendeten Reproduktionser-
fordernisse exponentiell aufgewertet: Wer
für Betrieb und Arbeit allzeitig verfügbar
ist, entscheidet sich mehr und mehr an der
Frage der privaten Sorge- und Betreuungs-
verpflichtung und somit an der individuel-
len Lebensform (…). Die betriebliche ge-
forderte moderne ,Arbeitsmonade‘ darf
zwar männlich oder weiblich (…) sein.Was
sie aber nicht darf, ist, den betrieblichen
Verfügungsanspruch durch außerbetriebli-
che Anforderungen in Frage zu stellen“
(Nickel/Lohr 2005, S. 222). Der Arbeits-
kraftunternehmer ist vielleicht eher weib-
lich – „aber er ist ganz sicher keine Mutter“
(Voß/Weiß 2005, S. 85). Diese Frauen ha-
ben entweder keine familiären Verpflich-
tungen. So sind Frauen in Führungsposi-
tionen häufiger kinderlos und leben in klei-
neren Haushalten (Kleinert et al. 2007) –
oder sie übertragen sie Frauen anderer so-
zialer Schichten, oft Migrantinnen (vgl.
Lutz in diesem Heft).

3.2 PREKARITÄT FÜR DIE ANDEREN

Der Umbruch in der Arbeit hat wider-
sprüchliche Folgen. Die stärker markt-
orientierte Steuerung verschärft für einen
anderen Teil der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer das Risiko prekärer Beschäf-
tigungen, die „deutlich unter ein Einkom-
mens-, Schutz- und Integrationsniveau sin-
ken, das in der Gegenwartsgesellschaft als
Standard definiert und mehrheitlich aner-
kannt wird“ (Dörre/Fuchs 2006, S. 3). Ar-
mut trotz Arbeit ist in Deutschland zu einer
Realität geworden und betrifft Frauen be-
sonders (Adamy 2007). 30 % der Frauen ar-
beiteten 2005 zu Niedriglöhnen, gegenüber
13 % der Männer (Weinkopf/ Kalina 2006).
Das hat zur Folge, dass viele Frauen trotz ei-
gener Erwerbstätigkeit nicht eigenständig
ihren Lebensunterhalt sichern können.

In diesem Bereich relativiert sich auch
die gleichstellungspolitische Bedeutung ei-
ner steigenden Frauenerwerbstätigkeit.Auf
diesem unteren Niveau von Einkommen,
mangelnder Zukunftssicherung und Ent-
faltung in der Arbeit dürfte für Frauen das
Gleichziehen mit den Arbeits- und Lebens-
bedingungen von Männern kaum das er-
strebenswerte Ziel sein. Gleichstellungsbe-
strebungen sollten sich eher auf andere
Gruppen als Bezugspunkt richten – unbe-
fristet Beschäftigte, tariflich Entlohnte.
Gleiches gilt für von Erwerbsarbeit ausge-

schlossene Frauen, für die das zentrale An-
liegen die Überwindung ihrer Exklusion
ist. Die Geschlechterfrage scheint sich hier
direkter als bisher mit der sozialen Frage zu
verknüpfen.

Der Zwang, jegliche Erwerbsarbeit an-
zunehmen, ohne auf die Vereinbarkeit mit
den Familienaufgaben achten zu können,
kann jedoch Frauen in besonderer Weise
gegenüber Männern benachteiligen. Ver-
einbarkeitskonflikte in diesem Beschäfti-
gungssegment sind bisher nicht systema-
tisch untersucht worden.7 Infolge großer
Spannungen zwischen Erwerbsnotwendig-
keit und Fürsorgeverpflichtungen kann
Prekarität im Lebenszusammenhang ent-
stehen.

3.3 NEUE FRAGEN

Kann es sein, dass die bisherige Gleichstel-
lungspolitik vor allem für das Segment re-
lativ geschützter Arbeit mittlerer Qualifi-
kation weiterhin aktuell ist, dass aber für
andere Gruppen von Frauen modifizierte
Konzepte erforderlich sind? Wie ist die spe-
zifische Interessenlage in Bezug auf Gleich-
stellungspolitik an den „Polen“ – bei den
„high potentials“ und im „Prekariat“? Die-
ser Frage muss für eine künftige Gleichstel-
lungspolitik nachgegangen werden.

Dabei sieht es so aus, als ob auch Ge-
schlechterfrage und Vereinbarkeitsproblem
mit dem Umbruch in der Arbeit auf neue
Weise zusammenhängen: Für die (relati-
ven) Gewinnerinnen der gegenwärtigen
Umbrüche könnte die empirisch beobach-
tete „Dethematisierung von Geschlecht“
die Vereinbarkeitsfrage aufwerten. Diese
qualifizierten,durchsetzungsstarken Frauen
können bestimmte berufliche Positionen
durchaus erreichen, es sei denn, ihre Für-
sorgeaufgaben hindern sie an der geforder-
ten Allzeitverfügbarkeit. Vielleicht werden
sie mit dem Rückenwind des Aufschwungs
familienpolitischer Rhetorik zu Vorkämp-
ferinnen einer kulturellen Veränderung in
der Arbeit im Sinne von Work-Life Ba-
lance.Vielleicht werden sie aber auch, wenn
sie Kinder haben, wie bisher eher hinaus-
gedrängt und diskriminiert.

Für die Verliererinnen könnten Kon-
flikte zwischen Fürsorge und Erwerbstätig-
keit ein Teilaspekt ihrer insgesamt prekären
Lebenslage sein. Diese Frauen könnten da-
mit verletzbarer als Männer derselben so-
zialen Gruppe sein. Für sie reicht weder die
Lösung der Vereinbarkeitskonflikte noch
die bloße Gleichstellung mit prekär be-

schäftigten Männern. Doch ohne bessere
Vereinbarkeitsbedingungen sind sie erst
recht gefährdet. Daneben benötigen sie ei-
ne Politik der Entprekarisierung, die sich
sowohl auf den sozialen Schutz ihrer Ar-
beitsverhältnisse als auch auf die Qualität
der Arbeit selbst beziehen muss.

Auf die Probleme der ersten Gruppe
hat die Politik mit der neuen Familienpoli-
tik reagiert, die der zweiten Gruppe werden
bisher kaum beachtet.

4
Gleichstellungspotenziale
der Familienpolitik

4.1 GEGEN DIE GESCHLECHTS-
SPEZIFISCHE ARBEITSTEILUNG

Erklärtes Ziel der modernisierten Fami-
lienpolitik ist die Erhöhung der Frauener-
werbstätigkeit. Damit weist sie, auch wenn
die Motive der Familienpolitik in erster 
Linie ökonomischer und demografischer
Natur sind, in die gleiche Richtung wie die
Gleichstellungspolitik. Letztere zielte im-
mer auch darauf, die Möglichkeiten für
Frauen zu verbessern, beruflich tätig zu
sein. Frauen sollten eine befriedigende be-
rufliche Tätigkeit ausüben können, die ih-
nen die Anwendung ihrer Fähigkeiten er-
laubt und sie ökonomisch unabhängig
macht. Sie sollten ebenso wie Männer die
mit der Erwerbsarbeit verbundene soziale
Einbindung und Anerkennung erlangen
können. In der Teilhabe an Erwerbsarbeit
ein emanzipatorisches Potenzial zu sehen,
entspricht den Ansichten der übergroßen
Mehrheit der Frauen. Diese Logik hat ihr
Pendant in der Forderung, dass Männer
stärker an der unbezahlten Arbeit in der
Familie teilnehmen, die traditionell von
Frauen verrichtet wird. Ein Ziel von
Gleichstellungspolitik war und ist somit die
Aufhebung der geschlechtsspezifischen Ar-
beitsteilung.

Insofern ist die Umorientierung in der
Familienpolitik keineswegs gleichstel-
lungspolitisch bedeutungslos. Bis vor Kurz-

7 Diesem Thema widmet sich ein im August 2007
begonnenes empirisches Forschungsprojekt am
WSI „Flexible Familienernährerinnen. Prekarität
im Lebenszusammenhang“, das von der Autorin
zusammen mit Petra Drauschke durchgeführt
wird.
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em hatte die Politik vorrangig die traditio-
nelle Familie unterstützt und lange Er-
werbsausstiege von Müttern gefördert.
Wenn nun Familienpolitik die Bedingun-
gen verbessern will, unter denen Mütter
beruflich tätig sein können, und auch An-
reize setzt, früh an den Arbeitsplatz zurück-
zukehren, geht damit ein Leitbildwechsel
in der Politik einher: Die gute Mutter ist
nicht mehr diejenige, die ihr Kind zuhause
betreut, sondern Berufstätigkeit und Mut-
terschaft werden als vereinbar angesehen
(vgl. Jurczyk in diesem Heft).

Der Leitbildwechsel hin zur vollen Ak-
zeptanz der berufstätigen Mutter ist seit
Langem überfällig und vollzieht lediglich
nach, was für viele Frauen längst Realität
ist.Wenn nun der grundsätzliche Anspruch
von Frauen anerkannt wird, durch die Ge-
burt von Kindern nicht mehr beruflich aufs
Abstellgleis geschoben zu werden, und dies
durch entsprechende Maßnahmen unter-
mauert wird, so kann diese Familienpolitik
einen Beitrag zur Gleichstellung der Ge-
schlechter leisten. In diese Richtung gehen
das Teilzeit- und Befristungsgesetz 2001,
das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG)
sowie der jüngst beschlossene Ausbau der
Kinderbetreuungsinfrastruktur. Die Neu-
regelungen zu Elternzeit und Elterngeld
orientieren auf kürzere Berufsunterbre-
chungen und – vorsichtig – auf die Beteili-
gung der Väter an der Betreuung des Kin-
des. Mit dem neuen Elterngeld wird die
Einbindung von Männern in die Fürsorge-
arbeit gefördert. Erstmals werden materiell
fundierte Schritte getan, Väter zur Über-
nahme von Fürsorgearbeit gegenüber ihren
kleinen Kindern zu ermutigen. Hier scheint
die Familienpolitik von den Gleichstel-
lungsdiskursen beeinflusst zu sein. Stärker
noch als die für Väter reservierten Monate
der Elternzeit ist dafür das Prinzip der Ein-
kommensersatzleistung beim Elterngeld zu
gewichten, da es das Argument außer Kraft
setzt, dass die junge Familie sich den Ein-
kommensausfall des oft besser verdienen-
den Vaters nicht leisten kann.

4.2 LEERSTELLEN UND DEFIZITE

Die gegenwärtige Vereinbarkeitsförderung
weist aber auch wichtige Defizite auf, deren
Überwindung für ihre gleichstellungspoli-
tische Wirkung essenziell ist:

(1) Die neue Familienpolitik wird verkürzt
auf die Überwindung der elementaren
Hindernisse, die kurz nach der Geburt ei-

nes Kindes auftreten (Einkommensausfall
eines Partners, Mangel an Betreuungsmög-
lichkeiten für Kleinkinder). Der Dimen-
sion der notwendigen Umgestaltung zur
Lösung der Fürsorgefrage, die sowohl alle
Phasen im Leben eines Kindes als auch
Pflegesituationen im Blick haben müsste,
wird sie nicht gerecht. Von einem umfas-
senden Konzept, wie eine gesellschaftliche
Lösung der Care-Frage aussehen kann, sind
wir weit entfernt.

Insbesondere die notwendigen Umge-
staltungen in den Betrieben, vor allem fa-
miliengerechte Arbeitszeiten (über Teilzeit
hinaus) und Arbeitsorganisation, sind
kaum Gegenstand von Politik; für sie wird
gegenwärtig lediglich geworben. Konkrete
Regelungen sind – mit Ausnahme einer un-
bezahlten Pflegefreistellung – bisher nicht
vorgesehen. Freiwillige Aktivitäten werden
aber vorwiegend auf die Bereiche be-
schränkt bleiben, in denen Betriebe um
qualifiziertes Personal konkurrieren.

(2) Die Familienpolitik wirkt stark sozial
differenzierend. Die größten Effekte sind
für Mütter mit höherem Einkommen zu
erwarten. Sie profitieren am meisten vom
Einkommensersatz beim Elterngeld. Sie
können auch, wenn nötig, kostspielige 
Kinderbetreuungsarrangements nach der
Rückkehr aus der Elternzeit finanzieren,
wenn die Kinderbetreuungsmöglichkeiten
für Einjährige, wie zu erwarten, nicht aus-
reichen werden. Andere Frauen dagegen,
die keinen Kinderbetreuungsplatz erhalten
werden und private Lösungen nicht finan-
zieren können, müssen durch die Verkür-
zung der Bezugsdauer des Elterngeldes fi-
nanzielle Nachteile hinnehmen und wei-
terhin vom Partner abhängig sein. Auch
unfreiwillig nicht erwerbstätige Mütter
(Langzeitarbeitslose) sowie Studierende
haben durch die Reform Nachteile, für die
ein angemessener sozialpolitischer Aus-
gleich bislang noch aussteht. Generell sind
Vereinbarkeitsprobleme von Frauen in
prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen
unzureichend thematisiert, geschweige
denn gelöst.

(3) Der Paradigmenwechsel in der Famili-
enpolitik ist alles andere als konsequent. El-
terngeld, obwohl als Lohnersatzleistung
konzipiert, wird auch an nichterwerbstäti-
ge Ehefrauen gezahlt.8 Bothfeld (2006) zeigt
an der unentschiedenen Ausgestaltung des
Elterngeldes auf, dass das alte, der Fami-
lienpolitik zugrunde liegende Paradigma

der Anerkennung von Fürsorgearbeit nicht
abgelöst, sondern vom neuen Paradigma
des „Integrationsmodells“ überlagert wird.
Auch wird die egalitäre Lösung, bei der bei-
de Eltern Elternzeit mit Teilzeit kombinie-
ren, mit der neuen Regelung materiell
schlechter gestellt (ebd.).

(4) Weitgehend unbeachtet ist bisher ge-
blieben, dass sich die Vereinbarkeitsförde-
rung losgelöst neben der großzügigen Sub-
ventionierung des traditionellen Ernährer-
modells vollzieht. Keine einzige der alten
Regelungen – Ehegattensplitting, kosten-
freie Mitversicherung der Ehefrauen in der
Krankenkasse, Hinterbliebenenversorgung
– wurde angetastet.

5
Fazit

Die Analyse hat drei Punkte deutlich ge-
macht:

(1) Deutschland braucht wieder eine akti-
ve Gleichstellungspolitik, die über die För-
derung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf hinausgeht. Denn die Gleichstellung
von Frauen und Männern ist bei der För-
derung existenzsichernder Erwerbsarbeit,
der Entgeltgleichheit und der Veränderun-
gen der geschlechtsspezifischen Arbeitstei-
lung in Deutschland nur schleppend vo-
rangekommen. Geschlechtergerechte Ar-
beitszeiten sind ebenso wenig erreicht wie
die eigenständige Existenzsicherung von
Frauen. Fragen einer mangelnden Verein-
barkeit von Familie und Beruf sind in viele
Gleichstellungsprobleme mit eingeschlos-
sen, aber oft nur Teil des Problems. Ein-
kommensdiskriminierung von Frauen so-
wie von Teilzeitbeschäftigten und die ver-
festigte horizontale und vertikale Segrega-
tion nach Geschlecht sind nur Beispiele
von Ungleichheiten, die einen umfassen-
den Gleichstellungsansatz erfordern.

(2) Für eine moderne Gleichstellungspoli-
tik stellen sich einige Fragen neu. Dies
hängt mit der wachsenden sozialen Diffe-

8 Eine ähnlich hybride Konstruktion ist jetzt von ei-
nigen CDU-Politikern angedacht, die im Zusam-
menhang des geplanten Ausbaus der Krippenplät-
ze eine Prämie für „selbsterziehende“ Hausfrauen
fordern.
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renzierung, auch unter Frauen, zusammen.
Ökonomische Umbrüche bedingen, dass
sich um ein relativ geschütztes mittleres
Segment von Frauenbeschäftigung herum
eine Polarisierung entwickelt: Frauen mit
riskanten Chancen, die tendenziell von den
Umbrüchen profitieren, und Frauen auf
der Verliererseite mit prekären Arbeits-
und Lebensbedingungen. Gleichstellung
der Geschlechter erfordert, differenzierte
Politikansätze für bestimmte Gruppen zu
entwickeln. Sie erfordert aber auch, dass die
allgemeine Frage sozialer Ungleichheit
(wieder) auf die Tagesordnung gesetzt
wird. Von einer Politik der Entprekarisie-
rung würden besonders Frauen profitieren.

An beiden Polen könnte sich der Zu-
sammenhang von Gleichstellung und Ver-
einbarkeitsfrage neu darstellen, indem die
geforderte allzeitige betriebliche Verfüg-
barkeit Familienverantwortung nahezu

ausschließt. Für die relativen Gewinnerin-
nen kann das mit beruflichen Chancen ein-
hergehen, für die anderen kann sich die
prekäre Beschäftigung zur Prekarität im
Lebenszusammenhang ausweiten. Mögli-
cherweise liegt aber im Ringen um eine Ba-
lance von Arbeit, Familie und sonstigen
Aktivitäten ein verbindender Aspekt künf-
tiger Gleichstellungspolitik.

(3) Gleichstellungspolitik und Familienpo-
litik weisen gegenwärtig Schnittmengen
auf, wenn es um Förderung der Mütterer-
werbstätigkeit und väterlicher Fürsorgebe-
teiligung geht. Die Familienpolitik hat
gleichstellungspolitische Anliegen aufge-
griffen. Sie kann, soweit sie tatsächlich die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf er-
leichtert, einen Beitrag zur Veränderung
der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung
leisten: Sie hilft, jahrelange Berufsunterbre-

chungen zu vermeiden, und orientiert 
ansatzweise auf die Familienarbeit von Vä-
tern. Sie ist auch geeignet, das gesellschaft-
liche Klima zu verändern und Geschlech-
terstereotype abzubauen. Von der Verein-
barkeitspolitik können vielleicht auch
Rückwirkungen auf die Gleichstellung in
anderen Bereichen, z. B. beim Einkommen,
erwartet werden, wenn Mütter künftig bes-
ser imstande sind, kontinuierlich und mit
höherem zeitlichen Umfang erwerbstätig
zu sein.

Insofern ist die Umorientierung der Fami-
lienpolitik gleichstellungspolitisch keines-
wegs bedeutungslos. Eine umfassende
Gleichstellungspolitik, die auf die verän-
derten Bedingungen auch mit weiterent-
wickelten Konzepten reagieren muss, kann
sie aber nicht ersetzen.
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